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Der Nahost-Experte Michael Lüders erklärt, warum sich die Demokratiebewegungen in der arabischen
Welt so schwertun und warum er von den israelisch-palästinensischen Gesprächen wenig erwartet

„Es fehlencharismatischeFiguren“
Von Joachim Zinsen

Aachen/Berlin.Michael Lüders , ei-
ner der profundesten deutschen
Nahost-Experten, plädiert für Ge-
duld. Seiner Ansicht nach braucht
die arabische Welt noch mindes-
tens 20 Jahre, bis sich dort stabile
Demokratien etabliert haben.
Gleichzeitig zeigt Lüders wenig
Hoffnung, dass die israelisch-pa-
lästinensischen Gespräche zu kon-
kreten Ergebnissen führen werden
und so der Friedensprozess wieder
in Gang kommt. Ein Gesprächmit
dem 54-jährigen Publizisten und
Politikberater.

Herr lüders, vor gut drei Jahren
schien die arabischeWelt vor einem
demokratischen Aufbruch zu ste-
hen. inzwischen tobt in Syrien ein
Bürgerkrieg, in Ägypten hat es ei-
nen putsch gegeben, libyen ist ein
zerfallender Staat. Warum ist aus
dem arabischen Frühling ein arabi-
scher Alptraum geworden?

Lüders: Bei all unseren Urteilen
über die arabischeWelt sollten wir
eines nicht aus den Augen verlie-
ren: Auch in Europa haben revolu-
tionäre Veränderungen ihre Zeit
gebraucht. Auch hier hat sich die
Feudalgesellschaft nicht vonheute
auf morgen zu einer Industriege-
sellschaft entwickelt. Auch hier ist
aus einem mittelalterlichen Staat
nicht innerhalb weniger Jahre ein
moderner Staat geworden. In der
arabischen Welt sind in jüngster
Zeit zwar einige alte Herrscher ge-
stürztworden. Aber eine neue poli-
tische Ordnung kündigt sich dort
erst in Umrissen an.

Bei aller unterschiedlichkeit der
arabischen länder: Gibt es prob-
leme, die diesen Gesellschaften ge-
meinsam sind?

Lüders: In allen Ländern verfügen
die politischen Akteure bisher nur
über relativ wenig Erfahrung.
Gleichzeitig fehlen dort charisma-
tische Führungsfiguren vom
Schlage einesWilly Brandt oder ei-
nes Konrad Adenauer, die bereit
sind, über dieGrenzendes eigenen
Horizonts hinauszudenken. Poli-
tik bedeutet in den arabischen
Ländern in erster Linie die Vertei-

digung der eigenen Macht. Jede
Gruppe, die sie errungen hat, ver-
teidigt sie um jeden Preis – selbst
wenn dadurch das eigene Land
zerstört wird. Es gibt einfach kaum
einen Dialog zwischen den ver-
schiedenen politischen Lagern.

ist es deshalb bisher in keinem der
arabischen länder gelungen, stabile
demokratische Strukturen aufzu-
bauen?

Lüders: Ja. Wir haben es von Ma-
rokko bis zum Irak immer noch
mit Clan- und Stammesgesell-
schaften zu tun. Diese Länder sind
zwar sehr verschieden. Aber über-
all fehlt eine große, die Gesell-
schaft prägende Mittelschicht, die
den Umbruch gestalten könnte.

imWesten ist der Eindruck verbrei-
tet, die Bevölkerung in den arabi-
schen Staaten sei gar
nicht reif für eine Demo-
kratie.

Lüders: Dass die Men-
schen dort womöglich
auch auf Grund ihrer Re-
ligionunfähig zurDemo-
kratie sind, diese Vorstel-
lung ist falsch.Manmuss
wirklich genau hin-
schauen, wie in den Län-
dern die sozialen und ge-
sellschaftlichen Verhält-
nisse sind. Wir finden dort überall
eine kleine Schicht, die sehr reich
ist. Auf der anderen Seite gibt es Ar-
mut, Unwissenheit und Perspek-
tivlosigkeit im Überfluss. Rund 60
Prozent der Bevölkerung lebt von
der Hand in den Mund. Selbst ein
Hochschullehrer verdient inÄgyp-
ten gerade einmal 500 Euro mo-
natlich. Zudem wird kaum in Inf-
rastruktur, in Bildung oder in Zu-
kunftstechnologien investiert. Vor
diesemHintergrund fällt es radika-
lenGruppierungen sehr leicht, im-
mer neue Anhänger zu finden.

Das ist eine ernüchternde Bilanz.
Wie viel Zeit braucht die arabische
Welt, um eine transformation zu
schaffen?

Lüders: Ich rechnemit mindestens
20 bis 30 Jahren. Es gibt Untersu-
chungen, die belegen, dass bei-
spielsweise Süd-Korea und Ägyp-
ten Anfang der 50er Jahre wirt-
schaftlich auf gleicherHöhe lagen.
Beides waren Entwicklungsländer
mit niedrigem Einkommens- und
Bildungsniveau. Inzwischen ist
Süd-Korea eine führende Wirt-
schaftsmacht. Ägypten droht hin-
gegen der Absturz von der Dritten
in die Vierte Welt. Grund für die
unterschiedliche Entwicklung
war: In Korea haben die gesell-
schaftlichen Eliten eine national-
staatliche Agenda verfolgt. In
Ägypten und in anderen arabi-
schen Ländern sindweiterhin eth-
nische und religiöse Zugehörigkei-
ten von überragender Bedeutung.
Kein Sunnit würde dort einen
Christen wählen, kein Alawit eine
von Drusen dominierte Partei.
Doch erst wenn das Denken nicht
mehr von Stammes- undClanloya-
litäten dominiert wird, kann der
Umbruch gelingen.

Wie soll sich derWesten verhalten?

kann er die Demokratiebestrebun-
gen in den arabischen ländern
überhaupt unterstützen?

Lüders: Die Frage muss für jedes
Land gesondert beantwortet wer-
den. Wenn der Westen beispiels-
weise wegen des Militärputsches
die wirtschaftliche Zusammenar-
beitmit Ägypten einstellenwürde,
stünden sofort die Golfstaaten be-
reit, um die finanzielle Lücke zu
schließen – allen voran das reakti-
onäre Regime von Saudi-Arabien.
Wollen wir das? In Syrien ist die
Lage völlig verfahren. Dort verfol-
gen zu viele auswärtige Mächte
ihre eigenen Interessen und geo-
strategischen Ziele. Russland und
der Iran wollen Baschar al-Assad
unbedingt an der Macht halten.
Der Westen und die Golfstaaten
versuchen sein Regime zu stürzen.
Zwischen diesen Fronten verblu-

ten die Syrer. Helfen kannderWes-
ten den Demokratiebewegungen
nur, wenn die Bevölkerung in den
einzelnen Ländern das tatsächlich
auchwünscht. Die Hilfe sollte sich
aber vor allem auf kleinere Schritte
konzentrieren.

und die wären?
Lüders: Der Westen könnte bei der
Stärkung des Rechtsstaates helfen.
Beispielsweise durch die Ausbil-
dung von Polizisten und Richtern.

Die israelis verfolgen denAufruhr in
der arabischen Welt mit großer
Skepsis. Befürchten sie, durch de-
mokratische Regierungen in arabi-
schen ländern stärker unter Druck
zu geraten, die besetzten palästi-
nensischen Gebiete zu räumen?

Lüders: Vor allem fürchtet man
sich in Israel vor Staatszerfall und
Chaos in den Nachbarstaaten. Aus
diesem Grund lässt die israelische
Regierung gerade Betonmauern
entlang der ägyptischen und jor-
danischen Grenze bauen. Die isra-
elische Politik gegenüber den Pa-
lästinensern setzt weiterhin auf
Härte.

Seit einigen Monaten reden israelis
und palästinenser zumindest wie-
der direkt miteinander. Bisher ist
nichts über mögliche Ergebnisse
der treffen bekannt. ist überhaupt
irgendein konkreter Fortschritt von
diesen Gesprächen zu erwarten?

Lüders: Nein. US-Außenminister
John Kerry hat zwar gerade ver-
kündet, im kommenden Januar
werde man einen Durchbruch er-
zielen. Aber diese optimistische
Meldung hat keinerlei reale
Grundlage. Im Gegenteil: Durch
die israelischen Siedlungsaktivitä-
ten in der Westbank gibt es immer
weniger Land, auf dem ein palästi-
nensischer Staat entstehenkönnte.
In den ersten sechs Monaten des
laufenden Jahres haben sie sich im
Vergleich zum gleichen Zeitraum
des Vorjahres um 70 Prozent er-
höht.Die Zahl der Siedler ist in den
vergangenen zwölf Monaten um
20 Prozent gestiegen. Die Regie-
rung von Benjamin Netanjahu
schafft ständig neue Fakten. Die
Friedensgespräche begreift sie nur
als lästiges Übel. Weil der Westen
darauf lediglich mit Mahnungen
reagiert, sieht Netanjahu keinerlei
Veranlassung, seine Politik zu än-
dern.

Wie sollen sich die palästinenser
verhalten?

Lüders: Im Grunde genommen
sind sie in einer ausweglosen Lage.
Wenden Palästinenser Gewalt an,
gelten sie als Terroristen. Versu-
chen sie ihr Recht friedlich undde-
mokratisch wahrzunehmen, lau-
fen sie gegen eineWand. Die israe-
lische Regierung lässt die Palästi-
nenser permanent spüren, dass sie
nicht gewillt ist, ihnen das West-
jordanland zu überlassen. Der
Siedlungskolonialismus wird wei-
tergehen, bis eine dritte Intifada
ausbricht.

Davor haben sehr viele israelis
Angst. Wie lässt sich ein weiterer
blutiger palästinenseraufstand ver-
hindern?

Lüders: Eigentlich wissen das
längst alle politischen Akteure. Es
muss einen palästinensischen
Staat in den 1967 von Israel erober-
ten Gebieten geben. Dazu aber
muss sich die israelische Mehr-
heitsgesellschaft endlich von dem
Gedanken verabschieden, das be-
setzte Westjordanland gehöre als
das biblische Judäa und Samaria zu
Erez Israel wie etwa Bayern zu
Deutschland.

Die arabischeWelt ist in Aufruhr. Doch stabile demokratische Strukturen haben sich bisher in kaum einem land herausgebildet. Michael lüders wirbt
umGeduld. „Auch in Europa haben revolutionäreVeränderungen ihre Zeit gebraucht“, sagt der nahost-Experte. Foto: dpa

Michael Lüders war von 1993 bis
2002 nahost-korrespondent der
Wochenzeitschrift „Die Zeit.“ Seit-
her ist der promovierte islam- und
politikwissenschaftler als publizist
und politikberater tätig.

Am Freitag, 8. November, kommt
lüders nach Aachen. Auf der Veran-
staltung „pulverfass naher Osten –
Analysen, Einschätzungen, Schluss-
folgerungen“ will er den krisenbo-
gen zwischen dem konflikt in Syrien
und der Arabischen Revolution be-
schreiben.

An seiner Seite Ghaleb Natour:
Der arabische israeli mit deutschem
pass ist Gründer des „Vereins zur
Förderung des Friedens in israel und
palästina“. Er berichtet über die his-
torischen ursprünge des israelisch-
arabischen konfliktes.

Im Anschluss an die beidenVor-
träge gibt es eine podiumsdiskus-
sion. DieVeranstaltung findet im
Haus der Evangelischen kirche, Frè-
re-Roger-Straße 8-10, statt. Beginn:
18 uhr. Die teilnahmegebühr be-
trägt fünf Euro (ermäßigt: drei Euro).

Michael lüders ist am 8. November in Aachen

Michael lüders: imGrunde genom-
men sind die palästinenser in einer
ausweglosen lage. Foto: imago

„Die Regierung von Benjamin
netanjahu schafft ständig
neue Fakten. Die
Friedensgespräche begreift sie
nur als lästiges Übel.“
MIchAEL LüDErS

ansicht

„Eine einleuchtend klingende theorie besagt, dass
zwei Drittel der Menschen, die beim Fernsehen
arbeiten, ihr Medium und die darin enthaltenen
produkte zutiefst verachten.“
hANS hoFF, DEutSchEr JourNALISt

Der frühere israelische Außen-
minister Avigdor Lieberman ist
gestern in einem Betrugsprozess
freigesprochen worden. Der Ur-
teilsspruch des Jerusalemer
Amtsgerichts ermöglicht dem
umstrittenen rechtsgerichteten
Politiker die Rückkehr in seinMi-
nisteramt, sofern keine Berufung
eingelegt wird.

Ministerpräsident Benjamin
Netanjahu wie auch andere Kabi-
nettsmitglieder begrüßten das
Urteil. „Ich gratuliere Ihnen zu
diesem eindeutigen Freispruch
und freuemich, dass Sie in die
Regierung zurückkehren, so dass
wir weiter zusammen für das
Wohl Israels arbeiten können“,
sagte Netanjahu zu Lieberman.
Die liberale Justizministerin Zipi
Livni teilte mit, sie freue sich per-
sönlich für den Freigesproche-
nen und habe volles Vertrauen in
die Rechtmäßigkeit des Verfah-
rens. Der 55-jährige Lieberman
hatte sich seit April wegen des
Vorwurfs verantwortenmüssen,
wegen einer Gefälligkeit den isra-
elischen Botschafter inWeiß-
russland, Seev Ben Arje, zu sei-
nem diplomatischen Berater und
später zum Botschafter in Lett-
land befördert zu haben. Ben
Arje hatte Lieberman inMinsk
vertrauliche Unterlagen zu israe-
lischen Ermittlungen gegen ihn
inWeißrussland weitergereicht.

Liebermanwar am 14. Dezem-
ber 2012 zurückgetreten, als die
Anklage gegen ihn erhoben
wurde. Der Gründer der ultrana-
tionalistischen Partei Unser Haus
Israel, die vor allem die nichtreli-
giösen Einwanderer aus der frü-
heren Sowjetunion vertritt,
könnte nunwieder das Amt des

Außenministers übernehmen.
Dieser Kabinettsposten wird ihm
seit elf Monaten vonNetanjahu
freigehalten, der ihn formell mit-
betreut.

Eine Rückkehr des Abgeordne-
ten, der gegenwärtig den Auswär-
tigen Ausschuss in der Knesset
leitet, in die Position des israeli-
schen Chefdiplomaten könnte
erhebliche Auswirkungen auf
den weiteren Verlauf der direkten
Friedensgesprächemit den Paläs-
tinensern haben. Lieberman hat
aus seiner anti-arabischen Hal-
tung nie einen Hehl gemacht.
Vor allem gegen Palästinenser-
präsidentMahmud Abbas hegt er
eine persönliche Abneigung. Er
bezeichnete ihn wiederholt als
„diplomatischen Terroristen“,
mit dessen Autonomiebehörde
es nie Frieden geben könne.

Schatten auf Besuch von Kerry

Der Freispruch überschattete den
gestrigen Besuch vonUS-Außen-
minister John Kerry in Israel und
den besetzten Palästinenserge-
bieten. Denn Liebermann lehnt
die von Kerry eingefädelten und
im Juli wiederaufgenommenen,
auf neunMonate angelegten Ge-
sprächemit den Palästinensern
strikt ab. Sie seien zum Scheitern
verurteilt, orakelte der Rechtsau-
ßen bereits im vergangenen Au-
gust.

Das ist das genaue Gegenteil
dessen, was Kerry nichtmüde
wird zu predigen. „Wir sind über-
zeugt, dass Friedenmöglich, gut
für alle und erreichbar ist“, sagte
er gestern bei einer Kranznieder-
legung amDenkmal für den
1995 wegen seiner Friedenspoli-
tik ermordetenMinisterpräsi-
denten Izchak Rabin in Tel Aviv.
InMedien häuften sich jedoch in
den vergangenen Tagen Berichte,
dass die Verhandlungen auch
wegen der neuen israelischen
Siedlungspläne in eine schwere
Krise geraten sind. (afp/dpa)

Zur Person

rückkehr indieregierung?
▶ AvIGDor
LIEBErMAN

Ehemaliger
israelischer
Außenminister

Warumnur diese Halb-
herzigkeit? Politiker al-
ler Parteien sind an

möglichst vielen Informationen
von Edward Snowden über die
Spähaktivitäten des US-Geheim-
dienstes in Deutschland interes-
siert. Das erklären sie zumindest
öffentlich. Aber den Hinweisge-
ber wirksam zu schützen, dazu
sind nur die Grünen und die
Linke bereit. DieMehrheit will
Snowden offenbar auspressen
wie eine Zitrone und dann fallen
lassen wie eine heiße Kartoffel.
Nein, das ist nicht nur halbher-
zig, das ist sogar herzlos und ha-
senfüßig.

Snowden ist ein hohes Risiko
eingegangen. Der ehemalige
NSA-Mitarbeiter wusstemit Si-
cherheit, dass er durch die Ent-
hüllungen sein bürgerliches Le-
ben riskiert. Trotzdemmachte er
die schmutzigen Praktiken seines
Arbeitgebers publik. Getan hat er
das nach Stand der Dinge aus ei-
nem tiefen rechtsstaatlichen Be-
wusstsein. Dafür gebührt ihm
nicht nur Respekt, sondern auch
Schutz.

Deshalbmuss auch die Bun-
desregierung ein Risiko einge-

hen. Sie sollte Snowden einen si-
cheren Aufenthalt in Deutsch-
land anbieten. Natürlich wäre
das ein Schritt, der die transat-
lantischen Beziehungen auf eine
harte Belastungsprobe stellen
würde. Aber alle, die jetzt argu-
mentieren, man dürfe die US-Ad-
ministration durch ein Asyl für
Snowden nicht vor den Kopf sto-
ßen, verdrehen Ursache undWir-
kung. Die flächendeckenden Be-
spitzelung des US-Geheimdiens-
tes, bei denen das Ausspähen des
Kanzlerinnen-Handys nur die
Spitze des Eisbergs ist, war der
unfreundliche Akt. Sie allein hat
die Krise ausgelöst.

Fast schon skurril wirkt der
Vorschlag, Berlin solle inWa-
shington darauf drängen, von ei-
ner Strafverfolgung Snowdens
abzusehen. Ist hier wirklich je-
mand so naiv zu glauben, die
Amerikaner ließen sich von einer
deutschen Regierung vorschrei-
ben, wie sie mit einemMann
umzugehen haben, der in ihren
Augen ein Verräter ist? Nein, die-
ser Vorschlag ist nur der Versuch,
sich vor einer klaren Reaktion zu
drücken.

j.zinsen@zeitungsverlag-aachen.de
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Herzlos, hasenfüßig
Die Bundesregierung verweigert Snowden Asyl

Das Blatt aus Dresden schreibt:
Wenn Otto Normalo mit nor-

malem Einkommen ohne luxuri-

öse Ansprüche massenhaft aus
den Innenstadtregionen ver-
drängt wird, ist etwas faul. Dage-
gen, und nur dagegen kann eine
Mietpreisbremse als ein Instru-
ment wirksam sein. Es lohnt sich
zumindest, es zu versuchen.

Pressestimme ZurmietPreisbremse
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